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MODALITÄTEN FÜR REGELRESERVEANBIETER  
ANTRAG GEMÄß ART. 18(1) A) EU VERORDNUNG 2017/2195 (EB-VO) 

Hiermit beantragen die deutschen Übertragungsnetzbetreiber TenneT TSO GmbH, 50Hertz Transmission 

GmbH, Amprion GmbH und TransnetBW GmbH 

1. die Genehmigung der Modalitäten für Regelreserveanbieter gemäß Artikel 5 (4) c) in Verbindung mit 

Art. 18 (1) a) der EB-VO, 

2. eine Übergangsfrist von 12 Monaten zur Umsetzung der Modalitäten für Regelreserveanbieter ab 

der Genehmigung gemäß Artikel 5 (5) EB-VO, 

3. eine Übergangsfrist von 12 Monaten zur Umsetzung des Regelarbeitsmarkts ab der Genehmigung 

gemäß Artikel 16 (5) EB-VO, 

4. eine Übergangsfrist von 6 Monaten zu einem Monatsersten für die Abrechnungsmodalitäten ab 

Genehmigung gemäß Artikel 18 (1) a) der EB-VO. 

5. eine Ausnahme von der Veröffentlichungspflicht von Informationen zu angebotenen Preisen und 

Volumina von Regelleistungs- oder Regelarbeitsgeboten gemäß Artikel 12 (4) EB-VO. 

6. eine Ausnahme für die Regelreservearten FCR, aFRR und mFRR von der Übertragung der 

Verpflichtung zur Bereitstellung von Regelreserve gemäß Artikel 34 Abs. 1 EB-VO. 

 

Der Antrag berücksichtigt die allgemeinen Grundsätze und Ziele der EB-VO sowie der Verordnung (EG) 

Nr. 714/2009 des Europäischen Parlaments und des Europarats vom 13. Juli 2009 über die 

Netzzugangsbedingungen für den grenzüberschreitenden Stromhandel (im weiteren Verlauf „Verordnung 

(EG) Nr. 714/2009“ genannt). 

 

Die Modalitäten schaffen einheitliche Regeln für alle Regelreserveanbieter und tragen somit allgemein zum 

Erreichen der Ziele gemäß Artikel 3 der EB-VO bei. Insbesondere  dienen die Modalitäten dem Ziel einen 

wirksamen Wettbewerb, Diskriminierungsfreiheit und Transparenz in Regelreservemärkten zu fördern, 

indem sie den Eigentümern von Verbrauchsanlagen, Dritten und den Eigentümern von 

Gesamteinrichtungen zur Stromerzeugung, die konventionelle oder erneuerbare Energiequellen nutzen, 

sowie den Eigentümern von Energiespeichereinheiten ermöglichen, als Regelreserveanbieter tätig zu 

werden. 

 

Darüber hinaus tragen die Modalitäten dazu bei gleichzeitig eine effiziente und einheitliche Funktionsweise 

der Day-Ahead-, Intraday- und Regelreservemärkte zu unterstützen und stellen sicher, dass die 

Beschaffung von Regelreserve auf faire, objektive, transparente und marktbasierte Weise erfolgt. Die 

Modalitäten bieten hierfür ein Regelwerk, welches gemäß Artikel 18 (4) der EB-VO angemessene und 
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gerechtfertigte Bestimmungen für die Erbringung von Regelreserve vorsehen und diskriminierungsfreie 

Regelungen für die Einführung des Regelarbeitsmarktes schafft. 

 

Die Modalitäten tragen zu dem Ziel bei die Effizienz des Systemausgleichs und der Regelreservemärkte zu 

erhöhen, die Integration der Regelreservemärkte zu unterstützen und Möglichkeiten zum Austausch von 

Regelreserve zu fördern. Durch die Modalitäten ist ein Regelwerk entstanden, welches die Bedingungen 

für die Teilnahme am Regelreservemarkt für alle Interessenträger transparent und verständlich macht. 

 

Gemäß Art. 18 (4) EB-VO verpflichten die Modalitäten die Regelreserveanbieter jedes Regelarbeitsgebot 

einem oder mehreren Bilanzkreisverantwortlichen zuzuweisen, damit Anpassungen von 

Bilanzkreisabweichungen gemäß Artikel 49 EB-VO berechnet werden können. 

 

Laut Artikel 12 (4) EB-VO können die ÜNB unter bestimmten Bedingungen von der Veröffentlichung von 

Informationen zu angebotenen Preisen und Volumina von Regelleistungs- oder Regelarbeitsgeboten 

absehen. Die ÜNB haben diese Möglichkeit ausführlich geprüft und sind zu dem Entschluss gekommen, 

dass aufgrund von Bedenken hinsichtlich eines Marktmissbrauchs und hinsichtlich 

wettbewerbsschädlichen Verhaltens gerechtfertigt ist, die Nicht-Veröffentlichung von nicht-bezuschlagten 

Geboten in den Modalitäten zu beantragen. Dadurch wird die wirksame Funktionsweise der 

Elektrizitätsmärkte nicht beeinträchtigt. 

 

In Artikel 16 (5) EB-VO ist geregelt, dass jeder Regelreserveanbieter seinem Anschluss-ÜNB 

Regelarbeitsgebote für Standardprodukte oder spezifische Produkte (…) übermitteln kann. Um einen 

einheitlichen Rahmen für diese Angebotsabgabe zu schaffen, legen die Modalitäten dar wir die 

Ausgestaltung eines solchen Regelarbeitsmarktes auszusehen hat und regeln gemäß Art. 29 (10) EB-VO 

wie Gebote nach Schließung des Intraday-Marktes freigestellt werden. Damit leisten die Modalitäten für 

Regelreserveanbieter einen Beitrag um die Liquidität des nationalen Intraday-Marktes und eine effiziente 

Funktionsweise der Märkte zu fördern.  

 

Laut Artikel 34 (1) EB-VO besteht die Möglichkeit von der Übertragung der Verpflichtungen für 

Regelreserveanbieter zur Breitstellung von Regelleistung innerhalb des geographischen Gebiets, in dem 

die Regelleistung beschafft wurde, abzusehen. Die ÜNB beantragen diese Ausnahme für die 

Regelreservearten FCR, aFRR und mFRR, da die Vertragslaufzeiten für Regelleistung gemäß Artikel 32 

(2) b) EB-VO auf jeden Fall weniger als eine Woche betragen. 
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Hinsichtlich der Vorgaben zu Konsultationsverfahren und Transparenz gemäß Artikel 10 EB-VO, haben die 

ÜNB den Entwurf der Modalitäten für Regelreserveanbieter vom 13.04.2018 bis 13.05.2018 konsultiert und 

die Stellungnahmen der Interessenträger in angemessener Weise berücksichtigt. Fundierte Begründungen 

weshalb die aus der Konsultation hervorgegangenen Stellungnahmen berücksichtigt bzw. nicht 

berücksichtigt wurden, haben die ÜNB erarbeitet. 

 

In den beiliegenden Unterlagen finden Sie neben einer Kurzzusammenfassung der Modalitäten auch die 

Stellungnahmen der Interessenträger, ebenso wie die Begründung zur Berücksichtigung bzw. Nicht-

Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen. 

 

Für Rückfragen stehen Ihnen die vier Übertragungsnetzbetreiber gerne zur Verfügung. 

 
 
Anlagen 
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